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Rechtssicherheit fiir demokratisches Engagement

Welches selbstlose Engagement ist gemeinniitzig?

In den USA demonstrieren Schiilerinnen und Schiler fir strengere Waffengesetze, gegen
eine Gewalt-Kultur, fiir sichere Schulen. Viele Spenden ermoglichen diesen Protest. Die
Spender unterstiitzen damit einen Beitrag zu einer politischen Debatte. Die deutsche Justiz-
ministerin Katarina Barley (SPD) freut sich tiber dieses Engagement und zeigt bei Twitter ihre
Unterstitzung. Wirde das in Deutschland stattfinden, wéaren die Spenden steuerbeglinstigt?
Diirfte ein gemeinnitziger Verein so massiv auf die politische Willensbildung Einfluss neh-
men?

Das Bundesverfassungsgericht entscheidet, dass Einwohnermeldeamter Menschen nicht
zwingen dirfen, sich als Mann oder Frau zu bezeichnen. Es gebe weitere Geschlechter. Ein
Verein, der diese Klage voranbringt, der sich fiir die Rechte Intersexueller einsetzt, der die
gesellschaftliche Debatte in Gang gebracht hat —ist der gemeinniitzig?

CDU, SPD und CSU vereinbaren im Koalitionsvertrag, dass Kinderrechte ins Grundgesetz ge-
schrieben werden sollen. Eine Organisation, die kritisch prift, ob Jugendamter, Schulen und
andere Behorden die Rechte der Kinder achten, welchen gemeinniitzigen Zweck kénnte sie
wihlen? Ein Verein, der fiir die Anderung des Grundgesetzes wirbt und dafiir Fordermittel
erhalten méchte, muss der dafiir als gemeinnitzig anerkannt sein?

Der Bundestag hat beschlossen, die Beziehungen zwischen Homosexuellen denen zwischen
Heterosexuellen gleichzustellen: Manner dirfen Manner, Frauen dirfen Frauen heiraten.
Wenn sich eine Stiftung fir die Gleichberechtigung Homo- und Heterosexueller einsetzt,
verstoldt sie dann gegen Regeln der Gemeinnutzigkeit?

Wenn in meinem Wohnort Marburg gemeinniitzige Sozialverbande und Kulturvereine gegen
Klrzungen stadtischer Zuschiisse demonstrieren, diirfen die das?

Politische Antwort weicht vom Gesetz ab

Die politische Antwort ist einfach: Natirlich ist all das demokratisches Engagement. Auch,
wer die konkreten Forderungen nicht teilt, lobt den Aktivismus und begriRt den Beitrag zur
Debatte. Die administrative Antwort jedoch ist schwierig. Mit der Schwierigkeit konfrontiert
sind Tag fiir Tag Menschen, die Vereine griinden oder verwalten, und Menschen, die in den
Finanzamtern iber den Status der Gemeinnditzigkeit entscheiden.
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Wie schwierig diese Fragen zu beantworten sind, hat die Allianz ,Rechtssicherheit fiir politi-
sche Willensbildung®, ein Zusammenschluss von mehr als 80 Vereinen und Stiftungen, mit
ihrer Studie , Engagiert Euch — nicht?“ bewiesen, die als BBE-Arbeitspapier Nr. 5 erschienen
ist und deren Durchfihrung von der Otto Brenner Stiftung geférdert wurde. (http://www.b-
b-e.de/fileadmin/inhalte/PDF/publikationen/bbe-reihe-arbeitspapiere-005.pdf)

Gleiche Satzungen wurden bundesweit an alle Finanzamter verschickt mit der Frage, ob Ver-
eine mit diesen Satzungen als gemeinnitzig anerkannt werden kdnnen. Die Antwort: Viel-
leicht. Die Halfte der Finanzamter sagt, die Vereine kénnen als gemeinnitzig anerkannt wer-
den. Die andere Halfte sieht Hindernisse. Das Ergebnis beweist, dass das Gemeinnutzigkeits-
recht zu ungenau ist — zumindest dann, wenn es um Themen gesellschaftlicher Einmischung
geht, oder wenn es um Fragen geht, die vor vierzig Jahren weniger im Fokus der Debatte
standen als heute. Ein Sportverein oder ein Musikschul-Verein ist mit dieser Unklarheit we-
nig konfrontiert. Aber ein Verein, der auf Gesetzesanderungen einwirken mochte oder der
sich gegen Rassismus engagiert, befindet sich in groRer Rechtsunsicherheit.

Unter der gleichen Rechtsunsicherheit leiden Finanzbeamte, die die Gemeinnutzigkeit pri-
fen. Sie mochten keine falschen Entscheidungen treffen. Und sie wollen auch kein selbstlo-
ses Engagement behindern. Den Konflikt aufldsen kénnen die Finanzamter selbst nicht. Auch
die Finanzgerichte kénnen den Konflikt nicht I6sen. Losen kann ihn der Gesetzgeber, der
Bundestag.

Ziigig neue Zwecke ins Gesetz schreiben

Die Regierungskoalition aus CDU, SPD und CSU hat sich mit dem Koalitionsvertrag vorge-
nommen, das Gemeinntzigkeitsrecht zu ,verbessern”. Sie will ,,ehrenamtliches und biirger-
schaftliches Engagement ... durch konkrete MaBnahmen unterstitzen und starken” und ,be-
stehende Regeln entbiirokratisieren”. Worauf warten die Regierungsparteien noch?

Was hindert den Bundestag daran, in § 52 der Abgabenordnung, in das Gesetz zur Gemein-
natzigkeit, ziigig neue Zwecke aufzunehmen, die das selbstlose Engagement zum Beispiel fir
Kinderrechte, gegen Gewalt, fiir sexuelle Selbstbestimmung, fir Menschenrechte ermdog-
licht?

Was hindert den Bundestag daran, durch einen Beschluss zu erklaren, dass gemeinnitziges
Engagement selbstverstandlich auch auf politische Entscheidungen einwirken kann? Was
hindert das Parlament zu erklaren, dass es sogar froh dariiber ist, wenn selbstlose Interes-
senvertreter ihr Wissen und die Perspektiven anderer in den Entscheidungsprozess einbrin-
gen? Damit wiirde der Gesetzgeber sein eigenes Gesetz interpretieren und so Verwaltung
und Gerichten helfen.

Kein akzeptabler Hinderungsgrund kann sein, dass das Gemeinniitzigkeitsrecht kompliziert
ist. Ja, es braucht vielleicht ein ganz neues Gesetz, dass das Recht zivilgesellschaftlicher Or-
ganisationen grundlegend regelt. Ja, es ist zu analysieren und zu diskutieren, wie die Rollen-
verteilung zwischen Parteien, Berufsverbdnden, eigennitzigen Lobbyorganisationen und
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selbstlosen zivilgesellschaftlichen Gruppen aussieht. Es muss geprift werden, ob die vorhan-
dene gesetzliche Grenze zwischen Parteien und Gemeinnitzigen ausreicht. Dabei muss auch
geprift werden, ob Wéahlergemeinschaften anders reguliert werden missen. Die Frage muss
gestellt werden, welche Behorde wie das alles kontrolliert. Das sollte der Bundestag eben-
falls angehen, um gute Regeln fir eine lebendige Demokratie zu schaffen. Diese Fragen wir-
den gut in die von den Koalitions-Parteien vereinbarte Demokratie-Kommission passen. Der
Bundestag sollte diese Kommission zligig einsetzen, damit sie gentigend Zeit und Ressourcen
zur Diskussion hat.

Auch der Deutsche Juristentag im September in Leipzig wird dazu Impulse geben.

Aber unabhdngig davon muss der Bundestag Rechtssicherheit fur bestehende Organisatio-
nen schaffen und neue Zwecke ins Gesetz schreiben, damit Engagement nicht ausgebremst
wird.

Autor

Stefan Diefenbach-Trommer ist Vorstand der Allianz ,,Rechtssicherheit fiir politische Willens-
bildung” und Autor der Studie ,Engagiert Euch — nicht?“, Er ist studierter Arabist mit dem
Schwerpunkt Islam in Deutschland und den Nebenfidchern Offentliches Recht und Journalistik,
gelernter Journalist und erfahrener Campaigner.

Kontakt: diefenbach-trommer@zivilgesellschaft-ist-gemeinnuetzig.de

Weitere Informationen: www.zivilgesellschaft-ist-gemeinnuetzig.de

Redaktion

BBE-Newsletter fiir Engagement und Partizipation in Deutschland
Bundesnetzwerk Biirgerschaftliches Engagement (BBE)
Michaelkirchstr. 17/18

10179 Berlin

Tel: +49 30 62980-115

newsletter@b-b-e.de

www.b-b-e.de

Seite 3 von 3


http://www.zivilgesellschaft-ist-gemeinnuetzig.de/
mailto:newsletter@b-b-e.de
mailto:newsletter@b-b-e.de
http://www.b-b-e.de/

	Rechtssicherheit für demokratisches Engagement
	Welches selbstlose Engagement ist gemeinnützig?
	Politische Antwort weicht vom Gesetz ab
	Zügig neue Zwecke ins Gesetz schreiben

	Autor
	Redaktion

